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Live-In-Betreuung in Privathaushalten in
Deutschland: Was pflegende Angehorige brauchen

Ergéinzung zum Eurocarers und wir pflegen e.V. Positionspapier ,, Integration auslindischer
Betreuungskrdfte in europdische und nationale Strategien der Pflegeversorgung“ (September 2026)

wir pflegen e. V. veroffentlichte im Oktober 2025 gemeinsam mit dem europdischen Dachverband
Eurocarers das Positionspapier ,,Integration auslindischer Betreuungskréfte in européische und nationale
Strategien der Pflegeversorgung®“.! Es beschreibt die europaweite Lage auslandischer Betreuungskréfte
in Privathaushalten und formuliert sieben Handlungsempfehlungen. Das vorliegende Papier ergénzt diese
europdische Perspektive um die Situation pflegender Angehoriger in Deutschland.

1. Warum dieses Thema pflegende Angehoérige unmittelbar betrifft

Ende 2023 wurden in Deutschland rund 5,7 Millionen Menschen als pflegebediirftig gefiihrt. 86 Prozent
von ihnen, rund 4,9 Millionen Menschen, wurden zu Hause versorgt. Rund 3,1 Millionen davon
ausschlieBlich durch Angehdrige, die dafiir Pflegegeld beziehen, weitere rund 1,1 Millionen zusétzlich
durch ambulante Pflegedienste.? Wo die eigene Kraft nicht ausreicht oder Erwerbstitigkeit oder
Entfernung die Pflege durch Angehdrige erschwert, ist eine im Haushalt lebende Betreuungskraft fiir
viele Familien die einzige Moglichkeit, den Verbleib der pflegebediirftigen Person im eigenen Zuhause
zu sichern.® In diesen Arrangements sind pflegende Angehdrige nicht nur Pflegepersonen. Sie werden
faktisch auch zu Organisatorinnen und Organisatoren, zu Vermittelnden und, ohne es bewusst zu wollen,
haufig zu Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern. Diese Rolle bringt Pflichten, Kosten und Haftungsrisiken
mit sich, auf die kaum jemand vorbereitet ist.*

Trotz des wachsenden Bedarfs kommt eine Live-in-Betreuung in der bundespolitischen Pflegedebatte
kaum vor. Der Bericht der Bund-Léander-Arbeitsgruppe ,,Zukunftspakt Pflege* adressiert sie nicht.> Auch
der Koalitionsvertrag 2025 von CDU, CSU und SPD erwéhnt sie im Pflegekapitel nicht ausdriicklich. Er
enthélt lediglich den Priifauftrag fiir ein ,,jdhrliches Familienbudget fiir Alltagshelfer* fiir Familien mit
kleinen Kindern und/oder pflegebediirftigen Menschen mit kleinem und mittlerem Einkommen.®

Das derzeit im Kabinett beratene Pflegeneuordnungsgesetz enthélt bislang keine Regelung zu Live-Ins
oder ausldndischen Betreuungskriften. Gleichzeitig stehen im Reformentwurf Kiirzungen bei
Entlastungsbetrag und Verhinderungspflege zur Diskussion. Sollten diese Leistungen tatsdchlich gekiirzt
werden, wiren davon auch Familien betroffen, die Live-In-Arrangements iiber genau diese Leistungen
anteilig mitfinanzieren. Grundsitzlich reichen Pflegegeld und Entlastungsbetrag schon jetzt — nicht nur
bei Beschiftigung einer einzelnen Betreuungskraft — nicht zur vollstindigen Finanzierung einer 24-
Stunden-Betreuung aus, stellen jedoch einen mafigeblichen Zuschuss zur Finanzierung dar.

wEine Pflegereform, die diese Versorgungssdule auslindischer Betreuungskriifte
in Privathaushalten nicht mitdenkt, plant aus Sicht pflegender Angehoriger an
der tatsichlichen Versorgungsrealitiit vieler Familien vorbei. “



2. Zahlen und Fakten

300.000-700.000

Live-in-Betreuungskriifte in Deutschland

Schatzungen zur Zahl auslandischer Live-In-
Betreuungskrifte in Deutschland reichen von
300.000 bis 700.000 Personen.” Ein amtliches
Register gibt es nicht. Die Bundesregierung erklérte
2021, detaillierte Zahlen lagen nicht vor.®

keine Regelleistung

Live-in-Betreuung in der Pflegeversicherung

Live-In-Betreuung ist keine eigensténdige Leistung
der Pflegeversicherung. Sie lasst sich (noch)
anteilig tiber Pflegegeld, den Entlastungsbetrag (§
45b SGB XI) und die Verhinderungspflege (§ 39
SGB XI) mitfinanzieren.

=~ 446.000

Beschiiftigte in der ambulanten Pflege (Ende 2023)

Zum Vergleich: Ende 2023 waren in der ambulanten Pflege
rund 446.000 Pflege- und Betreuungskrifte beschéftigt.® Die
geschitzte Zahl der Live-In-Krifte liegt damit in &hnlicher
Grofenordnung wie der gesamte ambulante Sektor.

3 Modelle

etablierte Beschiftigungsformen

In Deutschland haben sich drei Beschiftigungsmodelle
etabliert: das Angestelltenmodell, das Entsendemodell und
das Selbststindigenmodell. Uber sich dadurch unter
Umsténden ergebende Risiken sind pflegende Angehorige
beim Engagieren einer Betreuungskraft oft nicht informiert.

Gerichtsurteile zum Mindestlohn

Das Bundesarbeitsgericht entschied am 24. Juni 2021, dass auch entsandte Betreuungskrifte fiir Arbeits- und
Bereitschaftszeiten den gesetzlichen Mindestlohn erhalten miissen (Az. 5 AZR 505/20). Das Landesarbeitsgericht
Berlin-Brandenburg bestitigte dies am 5. September 2022 und ordnete sédmtliche Bereitschaftszeiten als
vergiitungspflichtig ein (Az. 21 Sa 1900/19).1°

Eine rechtskonforme Rund-um-die-Uhr-Betreuung durch eine einzelne Person ist damit praktisch nicht
mehr darstellbar. Notwendig wéren mehrere Betreuungskrifte im Wechsel, was die Kosten deutlich iiber
das hinaus erhoht, was Pflegegeld und Entlastungsbetrag abdecken. Genau diese Liicke zwischen gelebter
Praxis und geltendem Recht trifft die Pflegepersonen und die pflegenden Angehoérige unmittelbar.

3. Handlungsempfehlungen aus Sicht pflegender Angehdoriger

Diese Handlungsempfehlungen ergeben sich aus folgenden Problemfeldern: Pflegehaushalte leiden unter
hohen, kaum durch o6ffentliche Leistungen gedeckte finanzielle Belastungen, bei der Einschaltung von
Vermittlungsagenturen steigen die Kosten zusétzlich. Aulerdem iibernehmen Pflegebediirftige bzw. ihre
Angehorigen faktisch die Arbeitgeberrolle, meist ohne Vorbereitung, arbeitsrechtliche Kenntnisse oder
Unterstiitzung — mit Haftungsrisiken bei Arbeitsunfallen oder im Todesfall der gepflegten Person. Diese
vorhandene Rechtsunsicherheit fiihrt viele Familien in nicht angemeldete Beschéftigungsverhéltnisse mit
Bufigeld- und Nachzahlungsrisiken. Eine eingeschriankte Privatsphére oder die Abhidngigkeit von einer
einzelnen Betreuungsperson fordern ein strukturelles Vertrauens- bzw. Missbrauchsrisiko auf beiden
Seiten, welches durch vertrauensbildende MaBBnahmen wie zum Beispiel Zertifizierungen eingeschrinkt
werden konnte.
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Unsere Forderungen orientieren sich an diesen Problemfeldern:

Wir fordern von der
Bundesregierung, eine
rechtssichere gesetzliche
Grundlage fiir die Betreuung in
hauslicher Gemeinschaft zu
schaffen, mit eindeutiger
Regelung von Arbeitszeit,
Bereitschaftszeit, Mindestlohn
und Abgrenzung zu
pflegerischen Tatigkeiten, statt
diese Kldrung Familien und
Gerichten im Einzelfall zu
iiberlassen.

Wir fordern eine eindeutige
Benennung der von einer
Betreuungskraft leistbaren
Aufgaben in Abgrenzung zu
pflegerischen Tatigkeiten, um
zu verdeutlichen, dass ein
GroBteil der
Betreuungstitigkeiten (z. B.
Unterstiitzung bei Korperpflege
und Nahrungsaufnahme) keine
pflegerische Ausbildung
voraussetzt.

Dabei soll das
Angestelltenmodell rechtlich
und forderpolitisch bevorzugt
werden. Erprobte Modelle wie
CariFair (Caritas) und FairCare
(Diakonie), bei denen ein
Wohlfahrtsverband als formaler
Arbeitgeber auftritt, sollten
bundesweit ausgebaut werden,
um Angehdrige von
Arbeitgeberpflichten und
Haftungsrisiken zu entlasten.

* Live-In-Versorgung muss
ausdriicklich in die
laufende Pflegereform und
die kommunale Pflege- und
Sozialplanung
aufgenommen werden, statt
weiter an dieser
Versorgungssaule
vorbeizuplanen.

» Pflegestiitzpunkte oder
andere unabhingige,
kostenfreie
Beratungsmoglichkeiten
fiir Angehorige sollen iiber
eine faktische
Arbeitgeberrolle aufkldren
konnen, insbesondere zu
Rechten, Pflichten, Haftung
und den Unterschieden der
drei
Beschiftigungsmodelle,
bevor eine Betreuungskraft
engagiert wird. Ergdnzend
muss eine fachliche
Begleitung gewéhrleistet
sein, die Uiber verbindliche
Mindeststandards und/oder
Zertifizierungen von
Vermittlungsagenturen
aufklart.
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* Eine Registrierungspflicht
und verbindliche
Mindeststandards mit
Zertifizierung fiir
Vermittlungsagenturen
muss bundesweit
eingefiihrt werden, damit
Angehorige seridse von
unseridosen Anbietern
unterscheiden konnen.

* Die Bundesregierung
muss eine amtliche
Datengrundlage zu Live-
In-Beschiftigungs-
verhiltnissen schaffen,
um verlassliche Zahlen
statt Schétzkorridore zu
haben und diese
Versorgungssiule
politisch sichtbar zu
machen.



4. Ausblick

Bundeskabinett und Bundestag befassen sich im Herbst 2026 mit dem Pflegeneuordnungsgesetz. Diese
Pflegereform sollte genutzt werden, um Live-In-Betreuung als das zu behandeln, was sie ldngst ist: eine
tragende, aber rechtlich ungeklirte Sdule der hduslichen Pflege in Deutschland.

wir pflegen e.V. bringt diese Perspektive pflegender Angehdriger aktiv in den politischen Dialog ein und
l1adt Politik, Verbande und Vermittlungsagenturen zum gemeinsamen Austausch ein.

Quellen

1 Eurocarers, wir pflegen e. V. (2025): Integration ausldndischer Betreuungskrifte in
europdische und nationale Strategien der Pflegeversorgung. Berlin, 21.11.2025.

2 Statistisches Bundesamt, Pressemitteilung Nr. 478 vom 11.12.2024: 5,7 Millionen
Pflegebediirftige zum Jahresende 2023.

3 von Kutzleben, M. et al. (2026): Empfehlungen zur zukiinftigen Ausgestaltung der
Live-in-Versorgung in Deutschland, an das BMG versendet am 20.04.2026, Abschnitt
1.

4 Eurocarers, wir pflegen e. V. (2025), a. a. O., S. 11 f. ,,Probleme fiir pflegende
Angehorige®.

5 von Kutzleben, M. et al. (2026), a. a. O., Abschnitt 6.

6 Koalitionsvertrag 2025 zwischen CDU, CSU und SPD, Kapitel ,,Arbeit und Soziales®,
Abschnitt Arbeits- und Fachkriftesicherung.

7 Sachverstidndigenrat fiir Integration und Migration, Jahresgutachten 2022, S. 77.
Deutsches Institut fiir Menschenrechte (2022): Hausliche Betreuung: Harte Arbeit,
wenig Schutz.

8 Deutscher Bundestag, Drucksache 19/27415 (2021).

9 Statistisches Bundesamt, Pflegestatistik 2023, Angaben zu Beschéftigten ambulanter
Pflegedienste.

10 BAG, Urteil v. 24.06.2021, Az. 5 AZR 505/20. LAG Berlin-Brandenburg, Urteil v.
05.09.2022, Az. 21 Sa 1900/19.

11 §7 Abs. 1, § 7aund § 25 SGB IV sowie § 266a StGB.
12 ILO-Ubereinkommen Nr. 189 (2011). Ratifikation durch Deutschland am 20.09.2013.

13 wir pflegen e. V., Pressemitteilung v. 08.04.2026: Pflegereform 2026: Vereine
pflegender Angehdriger warnen vor ,,Pflegeschwindel®. Presseberichte zum PNOG-
Kabinettsverfahren, Stand 02.09.2026 (Kabinettsbefassung zu diesem Zeitpunkt noch
ausstehend).

14 von Kutzleben, M. et al. (2026), a. a. O.

Hinweis. Inhaltlich erstellt von der Fachkommission Pflegepolitik des Bundesverbands
wir pflegen e.V.; Redaktionelle Uberarbeitung durch KI.

wir pflegen e. V. Bundesverband || Stand September 2026 || Seite 4



	1. Warum dieses Thema pflegende Angehörige unmittelbar betrifft
	2. Zahlen und Fakten
	3. Handlungsempfehlungen aus Sicht pflegender Angehöriger
	Unsere Forderungen orientieren sich an diesen Problemfeldern:

	4. Ausblick
	Quellen


